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SCHWERPUNKT 
CORONA

KATHRIN GERLOF

Schon im April, kurz nach dem ersten 
Lockdown, gab es einen bestickten 
Mundschutz von Gucci. Die Fashion-
Branche hatte schnell erkannt, dass  
der MNS fortan auf dem Laufsteg zur 
Normalität gehören könnte. Das ist 
schön, das ist in Ordnung. Wer es sich 
leisten kann, dem seien Pailletten, 
Diamantstaub, Goldfäden, Seidenwoll-
gemische oder handbedruckte Stoffe 
gegönnt. 

Ebenfalls bereits im Frühjahr ver-
suchte ein Antragsteller einzuklagen, 
das Jobcenter möge ihm den Mehr- 
bedarf, der durch den Erwerb der ver- 
pflichtend zu tragenden Masken 
entstehe, ersetzen. Sicherheitshalber 
sei erwähnt: Der Antragsteller wollte 
nicht bei Gucci einkaufen. 

Das Landessozialgericht Essen ent- 
schied jedoch: Die zum Schutz vor 
Neuinfizierungen mit dem Coronavirus 
vorgeschriebenen Gesichtsbedeckun-
gen sind aus dem SGB-II-Regelbedarf zu 
finanzieren, da sie als Bestandteil der 
Bekleidung gesehen werden können. 
Und es genüge ja, wenn die Kohle nicht 
für den Kauf irgendwelcher Masken 
reiche, sich einen Schal oder ein Tuch 
vor den Mund und die Nase zu halten. 

Mit dem Eilverfahren war zugleich 
das Signal gesetzt, dass auch ein lang- 
wieriges Hauptverfahren (Wage es 
niemand, auf diese Idee zu kommen!)  
an diesem Urteil nichts ändern würde. 
Das gilt bis heute, da wir wieder … 

Und klingt insofern logisch, als es 
natürlich völlig ausreichend ist, sich 
einen aus dem Regelsatz gekauften 
Schal vor Mund und Nase zu halten, 
wenn man eh kein sonderlich nützli-
ches Mitglied der Gesellschaft ist,  
ihr stattdessen auf der Tasche liegt. 
Außerdem hat zum Beispiel die  
Corona-App ziemlich viel Geld gekostet 
(60 Millionen oder so). Irgendwo  
muss ja gespart werden. 

MURX
Herrschaftsfragen im Homeoffice
Wie auch ein sehr sozialdemokratisch-vorsichtiger Gesetzesvorschlag große Fragen aufwirft 

SIGRUN MATTHIESEN

E
ins hat Hubertus Heil mit seinem 
»24 Tage pro Jahr Recht auf mo-
biles Arbeiten«-Gesetzentwurf 
in jedem Fall erreicht: Die CDU 
hat klargestellt, wer Herr im 
Haus und damit auch im Home-

office ist. »Sozialismus und der Staat haben in 
den Betrieben nichts zu suchen«, empörte sich 
beispielsweise Thomas Heilmann, seit 2017 
CDU-Direktkandidat des Bezirks Steglitz-
Zehlendorf im Bundestag. Davor Justizsena-
tor in Berlin, davor an diversen Unternehmen 
wie den Werbe- und Medienagenturen Scholz 
& Friends, Pixelpark, und Facebook so erfolg-
reich beteiligt, dass er seit dem Verkauf sei-
ner Anteile »als wohlhabend gilt«, wie Wiki-
pedia schreibt. Es darf angenommen werden, 
dass Thomas Heilmann in seinem Haus in Ber-
lin-Dahlem ein Arbeitszimmer hat. 

Damit befindet er sich in der exklusiven 
Gesellschaft jener, für die Homeoffice schon 
immer eine Möglichkeit, wenn nicht Selbst-
verständlichkeit, war. Freiberufler, Selbst-
ständige, gehobenes Management, Besser-
verdienende. Diejenigen, deren monatliches 
Haushaltseinkommen netto unter 1.500 Euro 
liegt, wollen laut einer Umfrage der Hans-
Böckler-Stiftung nach der Pandemie mehr-
heitlich lieber weniger oder gar nicht im 
Homeoffice arbeiten. Die Süddeutsche Zeitung 
berichtet, dass aktuell 48 Prozent der Beamten 
von zu Hause arbeiten, aber nur 6 Prozent der 
Arbeiter. Noch im Jahr 2019 sagten laut einer 
Studie des Instituts für Arbeitsmarkt- und Be-
rufsforschung 90 Prozent der befragten Unter-
nehmer, die manchmal auch Unternehmerin-
nen sind, bei ihnen sei Arbeiten von zu Hause 
leider nicht möglich. Die Frauen, die diese Bü-
roarbeit verrichten, hätten vermutlich anders 
geantwortet. Denn was genau möglich ist und 
gemacht werden muss, hängt nicht nur vom Ar-
beitszimmer ab, sondern auch vom Geschlecht.

»Seid leise, Vati muss arbeiten« ist ein Satz, 
den Thomas Heilmann vermutlich noch aus 

seiner Kindheit kennt, denn sein Vater, der Phi-
losoph, Hochschullehrer und Fabrikantensohn 
Wolfgang Heilmann, hat sicher oft daheim ge-
arbeitet. Die bei Wikipedia namenlose, aber als 
Hausfrau geführte Mutter hielt ihm während-
dessen den kleinen Thomas und seine fünf Ge-
schwister vom Leib. Fest steht, so zeigt es die 
Auswertung von Daten des Sozio-oekonomi-
schen Panels aus der Vor-Corona-Zeit, dass Vä-
ter auch mit Homeoffice und anderen flexiblen 
Arbeitsmöglichkeiten kaum über 10 Stunden 
Kinderbetreuung pro Arbeitswoche hinaus-
kommen. Bei Müttern hingegen erhöht sich 
der Wert von rund 18 auf über 21 Stunden, so-
bald sie nicht mehr ins Büro müssen. Nicht 
überraschend in einem Land, in dem die Ge-
schlechterrollen so haltbar sind wie das Ehe-
gattensplitting und die Karrierechancen an 
der Präsenzkultur hängen. 

Wobei von allen systemrelevanten Kassie-
rerinnen, Pflegerinnen, Busfahrerinnen noch 
nicht die Rede war, die auch einen Teil ihrer 
Arbeit am Computer verrichten – denn insge-
samt 87 Prozent aller Erwerbstätigen tun das 
mittlerweile. Sie aber können den Rechner 
nicht einfach dahin mitnehmen, wo es für ihr 
Leben gerade gut oder besser wäre. Weswegen 
der interessante Teil am Gesetzesentwurf von 
Hubertus Heil nicht das »mobile Arbeiten« ist, 
sondern der »Rechtsanspruch«. Der hat ihm so 
prompt den Sozialismus-Vorwurf eingebracht, 
wie es auch jede andere Forderung nach mehr 
verbrieften Rechten der Lohnabhängigen, Ar-
beitenden, Erwerbstätigen getan hätte. Zum 
Beispiel auf Löhne die zum Leben reichen, Vier-
Tage- oder 20-Stunden-Woche, oder dass nie-
mand mehr an irgendetwas arbeiten muss, des-
sen Notwendigkeit sie oder er nicht einsieht.

Der pandemiebedingte Zwang zum Zu-Hause-
Bleiben und Weiterarbeiten ist nicht mehr als 
eine Gelegenheit, damit solche Machtfragen 
mal wieder gestellt werden können. Gerade von 
all denen, die mangels Rückzugsmöglichkeiten 
ins Arbeitszimmer noch mehr als sonst spüren, 
dass es Wichtigeres zu tun gibt als die Bearbei-
tung eines auf dem Bildschirm aufploppenden 

»Tickets«, die Beantwortung eines genervten 
Kunden- oder Chefanrufs. Also das Befassen 
mit einem der winzigen Teilvorgänge, in die die 
neue Netzwerkökonomie beinahe jedes noch 
so großspurig klingende Projekt aufspalten 
kann. Womit, das ist die gute Nachricht, auch 
diejenigen Mühe haben, die irreführenderweise 
noch immer »Arbeitgeber« genannt werden. Die 
Frage, wer Chefin ist und den Gewinn abkassie-
ren darf, ist auch in Unternehmerkreisen kom-
plizierter geworden, seit jedes Smartphone ein 
Produktionsmittel sein kann.

Weswegen in der Heil-versus-Heilmann-Kon-
troverse nicht nur über die naheliegenden Fra-
gen von Arbeitszeiterfassung, digitaler Über-
wachung, körpergerechter Möblierung und 
Kinderbetreuung gesprochen werden muss. 
Sondern dringend darüber, wie sich verhindern 
lässt, dass aus dem heimelig klingenden Home-
office die unheimliche Vereinzelungsfalle und 
mitbestimmungsfreie Zone wird, zu der heute 
schon viel zu viele Zulieferbetriebe und Sub-
unternehmen verkommen sind. Gewerkschaf-
ten und Betriebsräte müssen sich als Erste von 
der »Präsenzkultur« verabschieden und so mo-
bil werden wie eine wachsende Zahl von Arbei-
tenden. Damit weiter gemeinsame Interessen 
formuliert und durchgesetzt werden können. 
Wenn wir im Homeoffice streikfähig bleiben, 
lassen sich vielleicht noch ganz andere Rechts-
ansprüche anmelden: auf wohnortnahe kosten-
freie Co-Working-Spaces beispielsweise. Wo 
nicht nur die Software-Entwicklerin neben 
dem Software-Nutzer arbeitet, sondern auch 
Krankenpfleger Berichte schreiben, und Ku-
rierfahrerinnen ihre Auftragslisten sortieren. 
Selbstverständlich wären an diesen Orten auch 
gemeinsame Küchen, Spielzimmer, Bibliothe-
ken und Ruheräume. Das könnten wir dann 
Homeoffice nennen. Und dort einem zukünf-
tigen Heilmann endlich sagen: »Solange du die 
Füße unter meinen Tisch stellst, entscheide ich, 
was hier gearbeitet wird. Aber erst, nachdem 
ich dem kleinen Hubertus die Geschichte vom 
Generalstreik während der Pandemie vorge-
lesen habe.«
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